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Hilfe für die Schwächeren in unserer Gesellschaft 
Klausurtagung der Fortschrittlichen Bürgerpartei (FBP) über Fragen zu unserer Gesundheits- und Sozialpolitik - Sozialpolitische Forderungen 

Der ältere, schwächere und behinderte 
Mensch in unserer Gesellschaft stand im 
Mittelpunkt der FBP-Klausurtagung, aus 
der eine Reihe von sozialpolitischen For­
derungen resultierten. Die Forderungen 
zu unserer Gesundheits- und Sozialpolitik 
werden nach einem Beschluss des Lan­
desausschusses in einer Kommission wei­
ter verarbeitet und dem Gremium zu ei­
nem späteren Zeitpunkt zur Beschlussfas­
sung unterbreitet. 

Nach den einführenden Worten von 
FBP-Präsident Emanuel Vogt ist die erste 
Klausurtagung in diesem Jahr  unter das 
Thema «Hilfe für die Schwächeren in un­
serer Gesellschaft - Fragen zur Gesund­
heits* und Sozialpolitik» gestellt worden. 
Eine weitere derartige Klausurtagung im 
Rahmen des Landesausschusses soll der  
Thematik des Umweltschutzes gewidmet 
sein. Ziel der  Klausurtagung ist es nach 
den Worten des FBP-Präsidenten, kon­
krete Vorschläge zu wichtigen Lebens­
und Gesellschaftsfragen zu erarbeiten, 
die in geeigneter Form in die politische 
Arbeit einfliessen sollen. 

Weitgespanntes Spektrum 
Die sechs Kurzreferate zu gesundheits-

und sozialpolitischen Themen steckten 
ein weitgespanntes Spektrum der mögli­
chen Hilfeleistungen für Alte, Kranke, 
Behinderte und Schwache ab. Aus diesen 
Referaten, die sich weitgehend an der  
Praxis orientierten und deshalb auch 
leicht umsetzbare Forderungen zur Ge­
sundheits* und Sozialpolitik enthielten, 
wurde ersichtlich, dass auch in unserem 
Land mit gut ausgebauten Sozialleistun­
gen noch etliche Probleme für sozial 
schwächere Personen vorhanden sind, die 
nun angegangen werden sollen. 

Folgende Themenbereiche wurden in 
den Referaten behandelt und standen an­
schliessend zur Diskussion: 
• Dr. Rony Frick sprach über die Ent-

AKTUELL 
Papst auf Südamerika-Reise 

Papst Johannes Paul II. ist am 
Dienstag zu einer zweiwöchigen 
Reise in drei südamerikanische 
Länder aus Rom abgeflogen. Die 
Boeing 747 mit dem Oberhaupt der  
katholischen Kirche hob um 09.55 
Uhr vom römischen Militärflugha­
fen Ciampino ab. 

Wirbel um Flugzeugentführer 
Der  mutmassliche Flugzeugent­

führer Mohammed Ali Hamadei 
kann offenbar nicht auf eine baldige 
Abschiebung im Austausch für die 
Freilassung der seit zwei Monaten 
in Libanon verschleppten Deut­
schen Rundolf Cordes und Alfred 
Schmidt hoffen. Sicherheitsexper­
ten, Staatsanwälte und die Rechts­
anwältin, die Hamadei vertritt, de-

, mentierten am Dienstag Meldungen 
aus Washington, wonach der  in 

, Frankfurt einsitzende 22jährige Li-
. banese abgeschoben werden soll. 

Die schiitischen Entführer der  bei­
den Deutschen wollen Hamadei vor 
seiner Auslieferung an die USA 
freipressen. 

Wegen 
Renovation 
bleibt das  Geschäft am Fröltag, 3. April 
und am Samstag, 4. April, geschlossen! 

Wol l -Akt ion  
Fr. 2.50 statt Fr. 4.90 

Wollen Hilti, 9494 Schaan 
Lindenplatz 7 

wicklung im Sozialversicherungsbe­
reich 

• Dr .  Dieter Walch formulierte Verbes­
serungsvorschläge aus ärztlicher Sicht 

• Mag. Richard Biedermann machte 
sich Gedanken über  die Förderung der  
Privatinitiative im sozialen Bereich 

• Armin Meier stellte Forderungen über 

das Wohnen und Arbeiten von Behin­
derten auf 

• Helene Näff-Frick informierte über 
die spitalexterne Krankenpflege und 
Altersversorgung 

• Toni Frick-Ospelt referierte über die 
Familienhilfe und die Betagtenbe-
treuung 

Klausurtagung der F B P  über «Hilfe f ü r  die Schwächeren in unserer Gesellschaft». 
Unter den vielen Teilnehmerinnen und Teilnehmern auch der frühere Landtagsabge­
ordnete Noldi Frommelt, der sich engagiert f ü r  die Lösung verschiedener offener 
Fragen einsetzte. (Bild: Brigitt Risch) 

Bei all diesen Kurzvorträgen kam zum 
Ausdruck, dass die sozialpolitischen For­
derungen aus Gründen der Finanzierbar­
keit nicht zu hoch geschraubt werden soll­
ten, dass aber in allen Bereichen noch 
qualitative Verbesserungen möglich 
seien. 

Qualitative statt quantitative 
Verbesserungen 

In der  anschliessenden Diskussion, aus 
der  eine Reihe von Anträgen zuhanden 
der Bearbeitungskommission gestellt 
wurden, wurden die Forderungen aus den 
Referaten einer eingehenden Bewertung 
unterzogen, doch gab es auch eine Reihe 
von kontroversen Diskussionspunkten, 
die im informativen Teil der  Klausurta­
gung nicht angesprochen worden waren. 

Diskutiert wurde beispielsweise die Frage 
der Rentenzahlungen ins Ausland, die 
Verwirklichung der Gleichberechtigung 
der Frauen im Sozialbereich. die Einfüh­
rung einer flexiblen Altersgrenze oder  die 
Koordination der sozialen Dienste. Unse­
re Gesellschaft hat sich in kurzer Zeit  
stark gewandelt, die sozial Schwächeren 
oder Benachteiligten werden mit anderen 
Augen als früher gesehen - und doch gibt 
es, trotz gut ausgebautem Sozialnetz, im­
mer noch Probleme für diese Bevölke­
rungsgruppen im täglichen Leben. Pro­
bleme allerdings, die relativ leicht und 
einfach zu lösen sind. Die Lösungen aber  
müssen, so die Zusammenfassung, an die 
Hand genommen werden. 

Braucht Liechtenstein ein wirtschaftliches Leitbild? 
Zukunftsperspektiven unter dem Aspekt der strukturellen und konjunkturellen Probleme 

Der wirtschaftliche Aufschwung Liech­
tensteins nach dem Zweiten Weltkrieg 
vom armen Agrarland zu einem der 
höchstindustrialisierten Ländern der 
Welt haben unserem Volk unübersehba­
ren Wohlstand gebracht. Sozialer Friede, 
günstige Rahmenbedingungen, eine ver­
nünftige Steuerpolitik und harte Arbeit 
der Menschen haben diesen Aufschwung 
begünstigt. Verbunden damit sind aber 
auch Nebenwirkungen, wie z.B. die 
Überfremdung, die nur mit Mühe im 
Griff gehalten werden kann. 

Die momentane Hochkonjunktur in 
der  Wirtschaft unter dem Aspekt der  re­
striktiven Zuzugspolitik Hessen den Ar­
beitsmarkt völlig austrocknen. Dennoch: 
die vorteilhafte konjunkturelle Entwick­
lung in unseren Nachbarländern förder­
ten die Exporterfolge der  heimischen Un­
ternehmen, aber auch die hohe Kapazi­
tätsauslastung. Bei einzelnen Export­

märkten spürte man die anhaltende Dol­
larschwäche. Liechtensteinische Betriebe 
haben in den letzten Jahren Produktions­
stätten ins Ausland verlagert. Viele 
Gründe sprechen dafür. Aber  was ge­
schieht, wenn sich die internationale 
Wirtschaftslage drastisch verschlechtern 
sollte? - Können wir dann entsprechend 
reagieren? Wie sicher sind dann noch die 
Arbeitsplätze? 

Von enormem Wachstum gekennzeich­
net war in den vergangenen Jahren auch 
der tertiäre Sektor, in welchem das Ge­
sellschaftswesen und die Banken eine für 
die Volkswirtschaft Liechtensteins be­
deutende Rolle spielen. Ein Rückgang 
dieses Wirtschaftszweiges hätte schwer­
wiegende negative Auswirkungen auf  die 
gesamte Volkswirtschaft. Wie Dr .  E . H .  
Batliner, Direktor der  VPBank, anläss­
lich der Generalversammlung in Triesen 
bekräftigte, sei es folgerichtig, dass wir in 

Obligatorische Abgaswartung für  Motorfahrzeuge: 

Kurze Schonfrist für «Abgasmuffel» 
Was die Motorfahrzeugkontrolle 

(MFK) in Vaduz und die liechtensteini­
schen Garagisten schon längst befürch­
tet haben, ist nun Wirklichkeit gewor­
den: Etliche hundert Fahrzeughalter in 
unserem Land sind ihrer Pflicht nicht 
nachgekommen, bis zum 31. März die 
erste obligatorische Abgaswartung an 
ihrem Auto durchführen zu lassen. In 
der  Schweiz sollen gar schätzungsweise 
100000 Autos auf den Strassen verkeh­
ren, die im Hinblick auf ihre Abgas­
emissionen noch nicht gewartet 
wurden. 

Während in unserem Nachbarland 
vom Bundesamt für Polizeiwesen strik­
te Weisungen an alle kantonalen Poli­
zeiämter ergangen sind, diese «Abgas­
sünder» unverzüglich zu verzeigen und 
zu büssen, zeigt man sich in Liechten­
stein in dieser Angelegenheit etwas ku­
lanter: Fehlbare Automobilisten, die 
den Nachweis erbringen können, dass 
sie aus glaubwürdigen Gründen (z .B.  
Familienangelegenheiten, Probleme 
am Arbeitsplatz etc.) die per  Verord­

nung vorgeschriebene Abgaswartung 
bis heute nicht durchführen lassen 
konnten, können heute Mittwoch beim 
MFK-Leiter Manfred Schurti über die 
Telefon-Direktnummer 66403 speziel­
le Formulare anfordern, die ihnen ge-
wissermassen eine Schonfrist von zwei 
Wochen gewähren. Die Formulare 
werden heute auch am MFK-Schalter 
in Vaduz ausgegeben. 

Das vom MFK-Leiter unterzeichnete 
Papier schützt den Fahrzeughalter in 
den nächsten 14 Tagen vor einer Busse 
oder einer Verzeigung, sollte e r  in die­
ser Zeit in eine Kontrolle der  Ver­
kehrspolizei geraten. Diese dürften 
laut Auskunft von Verkehrspolizeichef 
Herbert Meier im April nicht ausblei­
ben. Innert dieser Schonfrist muss de r  
Lenker allerdings die Abgaswartung 
auf jeden Fall nachholen. Nach Ablauf 
der  Frist muss auch er mit einer Straf­
anzeige bei der  FL-Staatsanwaltschaft 
und mit einer saftigen Busse rechnen, 
die mehrere hundert Franken ausma­
chen dürfte. 

Zukunft zum Holdingwesen und somit 
zum Dienstleistungssektor Sorge tragen 
müssen. In den meisten Industrieländern 
arbeitet heute mehr als die Hälfte aller 
Erwerbstätigen im tertiären Sektor; in 
unseren Nachbarländern sind es rund 55 
Prozent. Vergleichweise beträgt dieser 
Sektoranteil in Liechtenstein erst rund 45 
Prozent. Hier liegen für Liechtensteins 
Wirtschaft noch Wachstumsmöglichkei­
ten drin. Aber auch hier die Frage: Wie 
sicher ist dieser bedeutende Zweig unse­
rer Wirtschaft? 

Im primären Sektor (Landwirtschaft) 
gilt es das Erreichte zu bewahren, und 
überall dort Verbesserungen vorzuneh­
men, wo sie möglich sind. So zielt ein 
FBP-Postulat, das am 17. Dezember 1986 
an die Regierung überwiesen wurde, dar­
auf hin. Zukunftsperspektiven anhand ei­
nes geforderten landwirtschaftlichen 
Leitbildes für Liechtenstein aufzuzeigen. 
Dies könnte zu einem Modellbeispiel ei­
nes Leitbildes für die gesamte Volkswirt­
schaft werden, in welchem der Weg vor­
gezeichnet wird, wohin Liechtensteins 
Wirtschaft in Zukunft gehen muss, um 
gegenüber konjunkturellen Rückschlägen 
und strukturellen Problemen gewappnet 
zusein. (hoe) 

Erziehungsminister aus 
Luxemburg zu Gast 

(pafl) - De r  luxemburgische Minister 
für nationale Erziehung und Jugend, Fer­
nand Boden, hält sich am Mittwoch und 
Donnerstag, 1./2. April 1987, zu einem 
Besuch in Liechtenstein auf. Während­
dem am Mittwoch eine Arbeitstagung im 
Hinblick auf den interregionalen Jugend­
austausch zwischen Luxemburg, Liech­
tenstein, dem Kanton St. Gallen und dem 
Bundesland Vorarlberg im Vordergrund 
steht, absolviert de r  Minister am Don­
nerstag das offizielle Besuchsprogramm 
mit Besichtigungen im Freizeitzentrum 
Resch und im Heilpädagogischen Zen­
trum in Schaan. Die Regierung gibt zu 
Ehren des hohen Gastes aus Luxemburg 
ein Mittagessen. Im Anschluss daran 
sieht das Protokoll eine Fahrt in die 
Liechtensteiner Alpen vor. 

KOMMENTAR 
Über das «Doppelte Ja» bei Abstim­

mungen dürften die liechtensteinischen 
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger be­
reits in einigen Monaten zu  entscheiden 
haben. Doch bereits jetzt werden sie von 
der Abstimmungswerbung in der Regie­
rungszeitung z u  beeinflussen versucht. A l ­
lerdings handelt es sich nicht um die Paro­
len der eigenen Partei, die seit einiger Zeit 
im «Liechtensteiner Vaterland» erschei­
nen, sondern um die Versuche eines 
sch weizerischen Abstimmungskomitees, 
die Leute von einem Nein zu  überzeugen. 

Diese Werbung, über das Inseratenge­
schäft aus der Schweiz in unser Land  im­
portiert, ist aus zweierlei Gründen unnötig 
und ärgerlich. 

Erstens sind wir ein souveräner Staat, 
der sich nicht in ausländische Angelegen-

Unnötig und ärgerlich 
heiten einmischen sollte, so wie wir uns 
verbeten würden, wenn im umgekehrten 
Falle entsprechende Werbekampagnen ge­
führt  würden. 

Zweitens steht in unserem Land eine 
ähnliche Abst immung bevor, doch wissen 
wir vorläufig noch nicht, welche Vorschlä­
ge Regierung und Landtag dem Volk zu r  
Abstimmung unterbreiten werden. 

Schliesslich ist die schweizerische A b ­
stimmungskampagne in einer liechtenstei­
nischen Zeitung, die sonst recht schnell 
mit belehrenden Zensuren in alle Richtun­
gen bereit ist, bislang recht einseitig gela­
gert. Zur  Sprache kommen  nur ablehnen­
de Gründe, wobei die sprachliche Form 
nicht gerade wählerisch erscheint, wenn 
von «pseudowissenschaftlichen Spielerei­
en» oder von einem «doppeldeutigen A b ­
stimmungsverfahren» die Rede ist. 

Absicht oder Berechnung f ü r  die liech­
tensteinische Abstimmung? So weit sollte 
man vielleicht noch nicht gehen, aber un­
nötig und ärgerlich ist die Sache a u f  jeden 
Fall. ( G . M . )  

Bald Vignettenpflicht 
auch in Österreich? 

Wien (spk/dpa) Österreich erwägt trotz 
heftiger Proteste die Erhebung einer 
Autobahngebühr nach dem Muster der  
Schweiz. Dies bestätigte am Dienstag 
Bundeskanzler Franz Vranitzky. Vor  we­
nigen Tagen hatte ein entsprechender 
Vorschlag von Wirtschaftsminister Ro­
bert Graf  Proteste von mehrere Seiten 
hervorgerufen. Die Kraftfahrerverbände 
öamtc und arbö befürchten nicht zuletzt 
erhöhte Verkehrsgefährdung durch Aus­
weichen auf Landstrassen. 

Vranitzky berichtete vor der  Presse, 
dass Wirtschafts- und Verkehrsministe­
rium gemeinsam bis zum Sommer eine 
Studie über die Möglichkeit einer Auto­
bahngebühr ausarbeiten würden. Ohne  
direkte Nennung de r  Bundesrepublik 
Deutschland meinte d e r  Bundeskanzler, 
es müsse vor einer endgültigen Entschei­
dung allerdings geklärt werden, wie sich 
«Staaten, die selbst keine Maut (Gebühr)  
haben, verhalten». 

D e r  weitaus überwiegende Anteil am 
Nord-Süd-Transitverkehr durch Öster­
reich kommt aus der Bundesrepublik, w o  
die Wirtschaft solche Strassengebühren 
bekämpft. 

Bei überwiegend positiver Argumente 
ist nach den Worten von Vranitzky an die 
Einführung der  Gebühr  zum Jahresbe­
ginn 1988 gedacht. 

Grosse 

Opel-
Ausstellung 
a m  4. /5.  April 1987 
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